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1. Sexualisierte Belästigung und 
Gewalt sind auch an Hochschulen 
ein Problem. Setzen Sie sich dafür 
ein, die Prävention von und den 
Umgang mit sexualisierter Belästi-
gung und Gewalt als Aufgabe der 
Hochschulen im Hochschulgesetz 
zu verankern, wie dies in mehreren 
Bundesländern (u.a. in Berlin) 
bereits der Fall ist? Bitte begrün-
den. 

Für die SPD ist der Umgang mit sexuali-
sierter Diskriminierung und Gewalt an 
Hochschulen kein Tabuthema. Wir wollen 
die Hochschulen dabei unterstützen, Ziele 
und Maßnahmen zu erarbeiten, um prä-
ventiv sexualisierter Belästigung und Ge-
walt entgegenzuwirken. Für uns kann eine 
mögliche Form sein, Beschäftigte und 
Studierende angemessen und kompetent 
zu beraten, zu sensibilisieren und gleich-
zeitig präventive Maßnahmen im Hoch-
schulbereich strukturell zu verankern. 

Ja. Spätestens seit der MeToo-
Bewegung wurde deutlich, dass die 
bisherigen Schritte gegen sexuelle 
Belästigung und Gewalt bei weitem 
noch nicht ausreichend sind. 

Ja, das ist eine wichtige Anregung, 
für deren Umsetzung wir uns gern 
einsetzen. Belästigungen dieser Art 
entgegenzutreten, ist in allen 
Lebensbereichen relevant, auch an 
den Hochschulen. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
aufgrund unserer Haltung gegen-
über dem angesprochenen The-
menkomplex haben wir es vorge-
zogen, Ihnen eine gesammelte 
Antwort zukommen zu lassen: Die 
AfD steht zur grundrechtlich garan-
tierten Gleichberechtigung von 
Mann und Frau, im Sinne der 
Chancengleichheit. Eine Gleichstel-
lungspolitik im Sinne von Ergebnis-
gleichheit lehnt die AfD hingegen 
ab. Dementsprechend lehnt die 
AfD Geschlechterquoten generell 
ab, da Quoten leistungsfeindlich 
und ungerecht sind und andere 
Benachteiligungen schaffen. Alle 
Themenbereiche, die Sie im Hoch-
schulgesetz verankern und in das 
Arbeitsfeld der Gleichstellungsbe-
auftragten einarbeiten möchten, 
sind schon in Gesetzen geregelt 
bzw. können über die Justiz geklärt 
werden. Zudem sollten sich die 
Hochschulen auf ihre Kernkompe-
tenz beschränken, nämlich Lehre 
und Forschung. Von dem bisher 
Ausgeführten ausgehend, hält es 
die AfD nicht für nötig, die bisheri-
gen Befugnisse der Gleichstel-
lungsbeauftragten zu erweitern. Im 
Gegenteil ist zu prüfen, inwiefern 
die jetzige Konstruktion zu modifi-
zieren und rückzubauen ist. Unsere 
Haltung zur sogenannten „Gender-
forschung“ ist klar: Sie ist pseudo-
wissenschaftlich und widerspricht 
sämtlichen Erkenntnissen der 
Biologie und Psychologie. Proble-
matisch ist zudem, dass mit dem 
„Gender-Mainstreaming“ eine 
Agenda der Frühsexualisierung 
verbunden ist, die wir ablehnen. 
Wir wenden uns daher gegen jede 
staatliche Förderung von „Gender-

Wir können uns das vorstellen. Durch 
die Verankerung im Gesetz können 
die Hochschulen besser begründet 
Personal dafür einstellen und geeig-
nete Programme zur Prävention 
entwickeln. 

2. Das Hochschulgesetz enthält 
einen Gleichstellungsauftrag der 
Hochschulen. Wie stehen Sie 
dazu, zusätzlich den Umgang mit 
Diversität und Antidiskriminierung 
als Aufgabenfeld der Hochschulen 
im Hochschulgesetz aufzuneh-
men? 

Für die SPD sind der Abbau von Diskrimi-
nierung und die Förderung von Chancen-
gleichheit zentrale politische Ziele. Wir 
sind der Auffassung, dass die Hochschu-
len als öffentliche Einrichtungen beson-
ders gefordert sind, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und sich ihrer sozialpoliti-
schen Verantwortung zu stellen. Wir sind 

uns einig, dass es auch zukünftig eines 
unserer vorrangigen Ziele bleibt, die 
Chancengleichheit im Bildungssektor zu 
erhöhen. Dazu ist es notwendig, den Um-
gang mit Diversität und Antidiskriminie-
rung als Aufgabenfeld der Hochschulen 
näher in den Blickpunkt zu rücken. 

Wir stehen dieser Idee grundsätz-
lich offen gegenüber und erwarten 
dazu im Rahmen einer Diskussion 
zur nach der Wahl anstehenden 
Novellierung des Hochschulgeset-
zes Vorschläge sowohl der LaKoG 
als auch der Hochschulen. 

Zu Diversität darf sich nicht nur 
bekannt werden. Es geht unserer 
Auffassung darum, bestehende 
diskriminierende Machtstrukturen 
zu durchbrechen. Hierzu haben wir 
die studentische Forderung der 
Einrichtung einer/eines Antirassis-
musbeauftragten an den Hoch-
schulen in unser Wahlprogramm 
übernommen. 

Die Regelungslücken des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes für 
Studierende wollen wir durch landes-
rechtliche Vorgaben schließen. Die 
Belange von LSBTTIQ* sollen an den 
Hochschulen in Zukunft stärker 
Berücksichtigung finden. Durch eine 
Verankerung im Hochschulgesetz 
wäre dies alles verbindlicher. 

3. In den Hochschulverträgen bzw. 
Zielvereinbarungen ist vereinbart, 
dass die Hochschulen Beauftragte 
für Antidiskriminierung benennen, 
die sich insbesondere mit Diskri-
minierungsformen befassen sollen, 
welche nicht bereits gesetzlich 
abgedeckt sind (Gleichstellungs-
beauftragte, Behindertenbeauftrag-
te). Wie stehen Sie dazu, diese 
ebenfalls im Hochschulgesetz zu 
verankern?  

Die SPD tritt entschieden dafür ein, Dis-
kriminierung in allen Formen und in allen 
gesellschaftlichen Bereichen abzubauen. 
Unser Ziel ist es, eine Kultur der Wert-
schätzung gesellschaftlicher Vielfalt zu 
fördern und demokratiefördernde Arbeit zu 
stärken. Wir werden nach einer Evaluation 
prüfen, ob eine gesetzliche Verankerung 
von Antidiskriminierungsbeauftragten 
geboten ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Auch diesem Anliegen stehen wir 
offen gegenüber und freuen uns 
auf eine fruchtbare Diskussion und 
konkrete Vorschläge im Rahmen 
der anstehenden Novellierung des 
Hochschulgesetzes. 

Das unterstützen wir unbedingt. 
Eine solche Initiative muss auch im 
Hochschulgesetz verankert wer-
den. Uns ist allerdings ein intersek-
tionaler Zugang wichtig. 

Für Fälle von Diskriminierung und 
insb. Rassismus muss es an den 
Hochschulen weisungsfreie Beauf-
tragte geben, die über ausreichend 
zeitliche und finanzielle Kapazitäten 
verfügen und die entsprechende 
Expertise aufweisen. Diese sollten - 
ebenso wie die Gleichstellungsbeauf-
tragten und die Behindertenbeauf-
tragten - im Hochschulgesetz veran-
kert sein und nicht (nur) in den Hoch-
schulverträgen/Zielvereinbarungen, 
und die Dimensionen von Vielfalt 
abdecken, welche nicht bereits durch 
Beauftragte bearbeitet werden. 
 



4. Das Verbot der Geschlechter-
forschung in Ungarn und regelmä-
ßige Berichte über die Anfeindung 
von Genderforscher*innen bele-
gen, dass das gesamte wissen-
schaftliche Feld europaweit immer 
stärker unter Druck gerät. Setzen 
Sie sich dafür ein, Frauen- und 
Geschlechtserforschung als Auf-
gabe der Hochschulen im Hoch-
schulgesetz zu verankern, wie dies 
bspw. in Berlin oder Niedersach-
sen der Fall ist? Bitte begründen.  

Für die SPD ist die Frauen-/Geschlechter-
forschung von großer gesellschaftlicher 
Bedeutung. Eine starke Demokratie lebt 
mehr denn je von Geschlechtergerechtig-
keit. Wir begrüßen es sehr, dass es an 
vielen Hochschulen in Deutschland feste 
Einrichtungen der Frauen-/Geschlechter-
forschung, eigenständige BA- u. MA-Stu-
diengänge in den Gender Studies sowie 
Graduierten-/Promotionskollegs gibt. Wir 
wollen gemeinsam mit den Hochschulen 
klären, welche Möglichkeiten der Ausei-
nandersetzung mit den Fragen und Ar-
beitsweisen der Frauen-/Geschlechter-
forschung gefunden werden können.  

Nein. Wir wollen die Autonomie der 
Hochschulen stärken und sind strikt 
gegen eine staatlich dirigierte 
Wissenschaft. Entsprechend 
kritisch sehen wir selbstverständ-
lich die Eingriffe in die Freiheit von 
Forschung und Lehre in Ungarn. 

Ja, das sollte im Hochschulgesetz 
verankert werden. Praktisch wäre 
an eine Ausweitung der Geschlech-
terforschung an den Hochschulen 
in Brandenburg zu denken. Wir 
halten die Etablierung der Ge-
schlechtersoziologie in Potsdam für 
unbedingt zielführend und plädie-
ren für deren Verankerung im 
Bereich der Sozialwissenschaften. 

forschung“. Die damit zusammen-
hängende Umgestaltung der deut-
schen Sprache äußert sich in der 
Geschlechteraufhebung auch im 
Sprachgebrauch. Die AfD lehnt die 
behördlich verordneten geschlech-
terneutralen Worterfindungen als 
Eingriff in die natürlich gewachsene 
Kultur und Tradition unserer Spra-
che ab.   

Wir wollen die Frauen- und Ge-
schlechterforschung an den Bran-
denburgischen Hochschulen stärken. 
Ob dies als Aufgabe im Hochschul-
gesetz nötig ist, wollen wir prüfen. 
 

5. Wie stehen Sie dazu, neben 
Frauen und Männern auch die im 
Personenstandsgesetz neu einge-
führte Kategorie „divers“ durch-
gängig im Hochschulgesetz zu 
verankern, also nicht ausschließ-
lich von Männern und Frauen zu 
reden und geschlechtersensible 
Bezeichnungen zu verwenden?  

Um eine Kultur der Wertschätzung zu 
verankern, ist Offenheit für die Vielfalt der 
Sicht- und Lebensweisen unerlässlich. Die 
Auseinandersetzung mit Diversität ist in 
allen Bereichen der Hochschule zentrale 
Aufgabe und Herausforderung der Hoch-
schulentwicklung. Die SPD unterstützt das 
Selbstbestimmungsrecht intersexueller 
Menschen, ihren Anspruch auf Anerken-
nung ihres So-Seins und ihr Recht, ein 
Leben frei von Diskriminierung zu leben. 
Wir wollen deshalb rechtliche Möglichkei-
ten prüfen, um einer Verankerung von 
Diversität im brandenburgischen Hoch-
schulgesetz gerecht werden zu können. 

Das Grundgesetz gilt selbstver-
ständlich auch hier. Wir sind der 
Auffassung, dass sich auch Men-
schen, die sich als "divers" be-
zeichnen in Gesetzen und Verord-
nungen wiederfinden müssen. 
Gleichzeitig ist uns auch ein Anlie-
gen, dass Gesetzes- und Verord-
nungstexte lesbar bleiben. Wir 
freuen uns entsprechend auf eine 
fruchtbare Diskussion und gute 
Vorschläge, um beides zu gewähr-
leisten. 

Ja, das ist ein sehr wichtiger Ge-
danke, nicht nur, weil die Recht-
sprechung sowieso dazu verpflich-
tet. Uns geht es darum, die Sicht-
barkeit und Sensibilität für diese 
Thematik zu befördern, um Ge-
schlechterdichotomie zu überwin-
den. 

Wir gehen davon aus, dass das 
Hochschulgesetz an den Stellen 
überarbeitet werden muss, an denen 
bisher nur von zwei Geschlechtern 
ausgegangen wird. Ebenso sind wir 
dafür, geschlechtersensible Formulie-
rungen zu verwenden, die entweder 
neutral sind oder weitere Geschlech-
ter explizit mit einschließen. 

6. Werden Sie sich dafür einset-
zen, dass in Gesetzen, Stellenaus-
schreibungen, in Dokumenten der 
Landespolitik und -verwaltung 
geschlechtersensible Formulierun-
gen verwendet werden, die explizit 
trans* und inter* Personen mit 
einschließen? Bitte begründen.  

Die Verwendung von geschlechtersensib-
len Formulierungen in Gesetzen, Stellen-
ausschreibungen oder in Dokumenten der 
Landespolitik und -verwaltung trägt zum 
Abbau von Diskriminierung und Trans-
feindlichkeit und zur Förderung der Akzep-
tanz geschlechtlicher Vielfalt bei. Der 
öffentliche Dienst hat hierbei eine wichtige 
Vorbildfunktion zu erfüllen, wenn es 
darum geht, ein Arbeitsumfeld zu schaf-
fen, das allen Menschen eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe ermöglicht. Die SPD 
unterstützt deshalb Maßnahmen, die dem 
Abbau von Diskriminierung und Trans-
feindlichkeit und der Förderung der Ak-
zeptanz geschlechtlicher Vielfalt dienen. 

Wir sind bisher der Auffassung, 
dass die bestehenden Regelungen 
ausreichend sind. Dort wo Sie der 
Meinung sind, dass das noch nicht 
der Fall ist, diskutieren wir diese 
Fälle gerne ergebnisoffen mit 
Ihnen. 

Auch das halten wir für eine gute 
Initiative. Eine geschlechtergerech-
te Sprache bedeutet mehr als nur 
die Verwendung der männlichen 
oder der weiblichen Form. 
 

 

Ja, dafür werden wir uns einsetzen, 
da der öffentliche Dienst hier eine 
Vorbildwirkung hat und nicht ge-
schlechtersensible Sprache nachge-
wiesenermaßen Rollenstereotype 
transportieren oder Menschen aus-
schließen kann. 

7. Wie stehen Sie zu einem Klage-
recht für die Gleichstellungsbeauf-
tragten an Hochschulen? Bisher 
existiert nur ein Widerspruchs-
recht. Bei den kommunalen Gleich-

Wir werden uns genau ansehen, inwieweit 
mit dem bestehenden Widerspruchsrecht 
der Gleichstellungsbeauftragten interne 
Einigungen erzielt und somit für alle 
Beteiligten zufriedenstellend gelöst wer-

Wir halten die gegenwärtige Rege-
lung für ausreichend. 

Das halten wir für eine gute, unter-
stützenswerte Anregung. 

Wir haben uns bereits bei vergange-
nen Änderungen des Hochschulge-
setzes dafür stark gemacht und 
beantragt, dass die Gleichstellungs-
beauftragten der Hochschulen eben-



stellungsbeauftragten und den 
Personalräten in Brandenburg 
existiert jedoch ein Klagerecht, 
welches zum Tragen kommt, wenn 
Stellungnahmen oder Widersprü-
che erfolglos geblieben sind.   

den können. Eine Verschärfung durch die 
Einführung des Klagerechtes sollte nur in 
Betracht gezogen werden, wenn in der 
Mehrzahl der Fälle beiderseitige Einigun-
gen durch den Rechtsbehelf des Wider-
spruches erfolglos geblieben sind. 

so wie die kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten, mit einem Organ-
klagerecht ausgestattet werden 
sollen. 

8. In Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Berlin, Rheinland-
Pfalz, Thüringen, Hamburg wurden 
die Studentenwerke in Studieren-
denwerke umbenannt. Wann wer-
den Sie dies in Brandenburg ver-
anlassen und das Studentenwerks-
gesetz ändern? Bitte begründen.  

Die SPD setzt sich seit Jahren für eine ge-
schlechtergerechte Sprache ein. Auch in 
der kommenden Legislaturperiode wollen 
wir dort aktiv werden, wo entsprechende 
Regelungen als sinnvoll zu erachten sind. 
Das betrifft insbesondere auch die Frage 
einer möglichen Umbenennung von 
Studentenwerke in Studierendenwerke. 

Als wichtigste wissenschaftspoliti-
sche Aufgabe in der nächsten Le-
gislatur sehen wir die Novellierung 
des Hochschulgesetzes. Dabei 
wollen wir natürlich gewährleisten, 
dass sich alle Akteure darin wieder-
finden. In diesem Sinne wollen wir 
mehr über Inhalte diskutieren. 

Das sollte bei nächster Gelegenheit 
geschehen. Wir haben es schon 
häufiger in Erwägung gezogen. 

Wir können uns eine Namensände-
rung vorstellen. Hier wollen wir auf 
die Erfahrungen aus Berlin zurück-
greifen. Dies könnte bei der nächsten 
anstehenden Änderung des Bran-
denburgischen Hochschulgesetzes 
erfolgen. 

9. Das Entgelttransparenzgesetz 
gilt nur teilweise an den Hochschu-
len. Ein Auskunftsanspruch be-
steht ggf. abhängig von der Anzahl 
der Mitarbeitenden, Berichtspflich-
ten bestehen nicht. Wie stehen Sie 
dazu, die Hochschulen per Lan-
desregelung dazu zu verpflichten, 
eine regelmäßige Überprüfung vor-
zunehmen, ob die Entgeltgleichheit 
an ihrer Einrichtung gewährleistet 
ist und sie ggf. zu entsprechenden 
Maßnahmen zu verpflichten?  

Das Entgelttransparenzgesetz ist nach der 
Einführung des Mindestlohnes und dem 
Ausbau der Kinderbetreuung ein großer 
Schritt zu mehr Gender-Gerechtigkeit. Wir 
Sozialdemokraten machen uns auf Bun-
desebene dafür stark, das Transparenz-
gesetz zu einem Entgeltgleichheitsgesetz 
weiterzuentwickeln. Eine bundeseinheitli-
che gesetzliche Regelung für mehr Lohn-
gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern 
ziehen wir einer verpflichtenden Regelung 
auf Landesebene vor. 

Wir wollen, dass Männer, Frauen 
und Diverse entsprechend ihrer 
Aufgaben und Arbeitszeiten das 
gleiche verdienen. Wir gehen 
davon aus, dass die Hochschulen 
die entsprechenden Regeln gemäß 
ihres Auftrags anwenden. 

Ja, unbedingt. Eine solche Praxis 
verstehen wir LINKEN als Teil des 
Kodex "Gute Arbeit", den wir im 
Wahlprogramm verankert haben. 

Wir können uns dies generell vorstel-
len, wenn keine andere gewichtigen 
Gründe dagegen sprechen. 

10. Werden Sie sich dafür einset-
zen, eine Koordinierungsstelle für 
Chancengleichheit an brb. Hoch-
schulen einzurichten und aus Lan-
desmitteln zu finanzieren? Solche 
Stellen gibt es u.a. in Thüringen, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt. Sie 
übernehmen Aufgaben der Profes-
sionalisierung, Weiterentwicklung, 
Sichtbarmachung und Vernetzung 
von Gleichstellungsarbeit und For-
schung u. Lehre mit Genderbezug. 
Die Struktur kann sich am Netz-
werk Studienqualität orientieren.  

Für die SPD ist die Einrichtung einer 
Koordinierungsstelle für Chancengleich-
heit eine interessante Option, um die 
Bemühungen der brandenburgischen 
Hochschulen zur Förderung der Chan-
cengleichheit zu unterstützen. Wir wollen 
uns im Rahmen der parlamentarischen 
Ausschussarbeit mit der Etablierung einer 
Koordinierungsstelle für Chancengleich-
heit an brandenburgischen Hochschulen 
beschäftigen. Dazu wollen wir die Erfah-
rungen anderer Bundesländer heranzie-
hen und auswerten sowie Möglichkeiten 
der Finanzierung ausloten. 

Einer besseren Vernetzung der 
Gleichstellungsbeauftragten in 
Brandenburg stehen wir positiv 
gegenüber. Bevor man eine derar-
tige Stelle einrichtet, wäre es 
wichtig die Erfahrungen aus den 
anderen Ländern zu berücksichti-
gen und zu sehen, was die Stellen 
tatsächlich für die Chancengleich-
heit gebracht haben. 

Ja, auch das verdient unsere 
Unterstützung. Die Beauftragten 
der Hochschulen dürfen in ihrem 
Kampf um Geschlechtergerechtig-
keit und gegen Diskriminierung 
nicht allein gelassen werden. Sie 
brauchen Unterstützung und Ver-
netzung, um wirksam aktiv werden 
zu können. 

Wenn die Hochschulen sich auf eine 
gemeinsame Koordinierungsstelle 
einlassen wollen, können wir uns 
vorstellen, dass dies ein guter Weg 
ist gebündelt für die Chancengleich-
heit zu streiten. 

11. Wann werden Sie eine Novelle 
des Brandenburgischen Hoch-
schulgesetzes angehen?  

Für die SPD ist das BbgHG ein gutes und 
modernes Gesetz, das viele berechtigte 
Interessen zusammenbringt. Auch in Zu-
kunft wird die SPD auf aktuelle Herausfor-
derungen im Hochschulbereich reagieren. 
Wenn neue Regelungen einige Jahre an-
gewendet worden und erste Erfahrungen 
sichtbar sind, werden wir Nachbesserun-
gen prüfen, wo die Umsetzung für uns 
nicht zufriedenstellend verläuft. 

Unmittelbar nach der Wahl. Das hätten wir gern schon in der 
letzten Legislatur getan. Doch 
unser Koalitionspartner hat mit 
Verweis auf die Novelle 2014 keine 
Debatte zu einer neuen Novelle 
zugelassen. 

In der nächsten Wahlperiode wird 
eine Novelle des Brandenburgischen 
Hochschulgesetzes von uns ange-
strebt. Da wir darin mehrere Verän-
derungen vornehmen wollen, wird 
dies bestimmt nicht vor Herbst 2020 
sein 

 


